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Tarifrecht

2034.1.2-F

Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung  
für die Beschäftigten  

des Bundes und der Länder  
(TV-EntgeltU-B/L)

Bekanntmachung  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 3. August 2011 Az.: 25 - P 2626 - 006 - 28 707/11

I.

Nachstehend wird der Tarifvertrag zur Entgeltumwand-
lung für die Beschäftigten des Bundes und der Länder 
(TV-EntgeltU-B/L) vom 25. Mai 2011 zum Vollzug bekannt 
gegeben.

Der Tarifvertrag wurde getrennt, aber inhaltsgleich abge-
schlossen mit

– ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft – Bun-
desvorstand –, diese zugleich handelnd für die Gewerk-
schaft der Polizei, die Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt und die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft,

und

– der dbb tarifunion, vertreten durch den Vorstand.

II.

Hinweise zur Durchführung des Tarifvertrages ergehen in 
einem gesonderten Rundschreiben des Staatsministeriums 

der Finanzen. Dieses Rundschreiben wird nicht veröffent-
licht. Der Tarifvertrag ist im Intranet abrufbar (www.stmf.
bybn.de; Rubrik: Personal/Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst der Länder/Entgeltumwandlung) bzw. steht 
im  Internet als Download (www.stmf.bayern.de/download/
entwtvuel2006/tarifvertrag.zip) zur Verfügung.

We i g e r t  
Ministerialdirektor

Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung 
für die Beschäftigten 

des Bundes und der Länder 
(TV-EntgeltU-B/L)

vom 25. Mai 2011

Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,  
vertreten durch das Bundesministerium des Innern,

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

einerseits

und

…

andererseits

http://www.stmf.bybn.de
http://www.stmf.bayern.de/download/entwtvuel2006/tarifvertrag.zip
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wird Folgendes vereinbart:

Präambel
1Die Bundesrepublik Deutschland und zahlreiche Bundes-
länder führen seit über 60 Jahren die Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder (VBL) als gemeinsame Anstalt 
des öffentlichen Rechts fort. 2Bei der VBL wird dementspre-
chend die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes des Bundes und der Mehrzahl 
der in der Tarifgemeinschaft deutscher Länder zusam-
mengeschlossenen Länder durchgeführt. 3In Anbetracht 
dessen schließen die Bundesrepublik Deutschland und die 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder diesen Tarifvertrag 
gemeinsam.

§ 1 
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sowie Auszubildende (Beschäftigte), die unter den 
Geltungsbereich des

a) Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) oder 
des Tarifvertrages für Auszubildende des öffentlichen 
Dienstes (TVAöD) bzw. des

b) Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L), des Tarifvertrages für Auszubildende der Länder 
in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz 
(TVA-L BBiG) oder des Tarifvertrages für Auszubilden-
de der Länder in Pflegeberufen (TVA-L Pflege)

fallen.

§ 2 
Grundsatz der Entgeltumwandlung

Dieser Tarifvertrag regelt die Grundsätze zur Umwandlung 
tarifvertraglicher Entgeltbestandteile zum Zwecke der be-
trieblichen Altersversorgung.

Protokollerklärung:

Der Klammerzusatz „(einschließlich des Ausschlusses der 
Entgeltumwandlung und der Verhandlungszusage nach 
1.3)“ in § 40 Abs. 4 des Tarifvertrages Altersversorgung 
findet keine Anwendung mehr.

§ 3 
Anspruchsvoraussetzungen

(1) Beschäftigte haben Anspruch darauf, dass künftige 
Entgeltansprüche durch Entgeltumwandlung für ihre 
betriebliche Altersversorgung verwendet werden.

(2) 1Der Höchstbetrag für die Entgeltumwandlung wird 
begrenzt auf jährlich bis zu 4 v. H. der jeweiligen Bei-
tragsbemessungsgrenze (West) in der allgemeinen 
Rentenversicherung zuzüglich 1.800 Euro. 2Im beider-
seitigen Einvernehmen kann in der Entgeltumwand-
lungsvereinbarung (§ 5 Abs. 2) vereinbart werden, dass 
ein über den Höchstbetrag nach Satz 1 hinausgehen- 
der Betrag des Entgelts umgewandelt wird.

(3) Der umzuwandelnde Entgeltbetrag für ein Jahr muss 
mindestens 1/160 der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 
SGB IV erreichen.

§ 4 
Umwandelbare Entgeltbestandteile

(1) Beschäftigte können nur künftige Entgeltansprüche 
umwandeln.

(2) Umwandelbar sind künftige Ansprüche auf die Jahres-
sonderzahlung sowie auf monatliche Entgeltbestand-
teile.

(3) Vermögenswirksame Leistungen können nicht umge-
wandelt werden.

§ 5 
Geltendmachung des Entgeltumwandlungsanspruchs

(1) Beschäftigte müssen den Anspruch auf Entgeltum-
wandlung rechtzeitig gegenüber dem Arbeitgeber 
schriftlich geltend machen.

(2) Für die Entgeltumwandlung schließen die/der Beschäf-
tigte und der Arbeitgeber eine schriftliche Vereinba-
rung (Entgeltumwandlungsvereinbarung).

(3) 1Die Umwandlung monatlicher Entgeltbestandteile hat 
mindestens für den Zeitraum eines Jahres zu erfolgen. 
2In begründeten Einzelfällen ist ein kürzerer Zeitraum 
zulässig. 3Der Arbeitgeber kann bei Umwandlung 
monat licher Entgeltbestandteile verlangen, dass für 
den Zeitraum eines Jahres gleich bleibende monatliche 
Beträge umgewandelt werden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten für die Änderung bestehender 
Vereinbarungen zur Entgeltumwandlung entspre-
chend.

§ 6 
Durchführungsweg

1Für den Durchführungsweg gelten die Vorschriften des 
Betriebsrentengesetzes. 2Die Entgeltumwandlung ist bei 
der VBL durchzuführen; dies gilt nicht für die Beschäftig-
ten des Saarlandes und der Freien und Hansestadt Ham-
burg.

Protokollerklärung:

Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass die 
Durchführung der Entgeltumwandlung ausschließlich bei 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder er-
folgt, die seit jeher für die betriebliche Altersversorgung 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Bund und 
Ländern zuständig ist. Lediglich im Saarland und in der 
Freien und Hansestadt Hamburg wird die betriebliche 
Altersversorgung nicht über die VBL durchgeführt; dort 
gelten für den Durchführungsweg deshalb ausschließlich 
die Vorschriften des Betriebsrentengesetzes.

§ 7 
Inkrafttreten

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. August 2011 in Kraft.

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Mona-
ten zum Ende eines Kalendervierteljahres, frühestens 
zum 31. Dezember 2011, schriftlich gekündigt wer-
den.

(3) Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages tritt der Tarif-
vertrag zur Entgeltumwandlung für die Beschäftig- 
ten der Länder vom 12. Oktober 2006 (TV-EntgeltU-L) 
 außer Kraft.

(4) Die Rechtswirksamkeit von bereits vor Inkrafttreten 
dieses Tarifvertrages abgeschlossenen Entgeltum-
wandlungsvereinbarungen bleibt unberührt, ebenso 
die Möglichkeit nachträglicher Änderungen entspre-
chend § 5 TV-EntgeltU-L.

Berlin, den 25. Mai 2011
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Finanzausgleich

605-F

Steuerkraftzahlen aus der Grundsteuer  
und der Gewerbesteuer für 2012

Gemeinsame Bekanntmachung  
der Bayerischen Staatsministerien 

der Finanzen und des Innern

vom 12. August 2011 Az.: 63 - FV 6110 - 002 - 29 055/11

Die Ermittlung der Steuerkraftzahlen aus der Grund-
steuer und der Gewerbesteuer für das Jahr 2012 richtet 
sich nach:

– Art. 4 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 sowie Abs. 3 und 4 des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz – 
FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 
2010 (GVBl S. 258, BayRS 605-1-F), geändert durch § 1 
des Gesetzes vom 14. April 2011 (GVBl S. 181),

– der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden (FAGDV 2002) vom 19. Juli 2002 
(GVBl S. 418, BayRS 605-10-F), zuletzt geändert durch 
§ 2 des Gesetzes vom 14. April 2011 (GVBl S. 181),

– der Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayerischen 
Staatsministerien der Finanzen und des Innern über die 
Erhebung der Gewerbesteuerumlage, Auszahlung der 
Gemeindeanteile an der Einkommensteuer, der Umsatz-
steuer und des Einkommensteuerersatzes vom 4. April 
2008 (FMBl S. 125, AllMBl S. 338, StAnz Nr. 17, ber. 
Nr. 20).

1. Allgemeines

Für die Festsetzung der Steuerkraftzahlen 2012 sind 
die Isteinnahmen 2010 und die für 2010 festgesetzten 
Realsteuerhebesätze maßgebend (Gewerbesteuer- und 
Grundsteuergrundbeträge 2010).

Soweit im Jahr 2010 die Hebesätze in einer Gemeinde  
für einzelne Steuerarten nicht für das gesamte 
Gemeinde gebiet einheitlich festgesetzt waren, sind 
die Grundbeträge für die einzelnen Gemeindegebiete 
gesondert zu ermitteln. Maßgebend sind die Isteinnah-
men, die im Jahr 2010 für das Gebiet der jeweiligen 
am 1. Januar 2012 bestehenden Gemeinde angefallen 
sind.

Soweit sich das Gebiet einer am 1. Januar 2012 beste-
henden Gemeinde nach dem 1. Januar 2010 verändert 
hat, sind zunächst die Grundbeträge der an der Ände-
rung beteiligten Gemeinden nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 2009 einzeln festzustellen und dann 
entsprechend der Aufteilung der Einwohnerzahl hinzu-
zurechnen beziehungsweise abzuziehen.

Falls die an der Gebietsänderung beteiligten Gemein-
den sich einigen, kann abweichend von der Einwohner-
zahl aufgeteilt werden. Eine entsprechende Mitteilung, 
die von den beteiligten Gemeinden unterzeichnet sein 
muss, ist dem Bayerischen Landesamt für Statistik und 

Datenverarbeitung bis spätestens 17. Oktober 20111 zu 
übersenden.

2. Steuerkraftzahlen der Gewerbesteuer

Grundlage für die Berechnung der Gewerbesteuer-
grundbeträge sind die Meldungen über die Gewerbe-
steueristeinnahmen 2010 an das Finanzamt München, 
Abteilung Erhebung, sowie die im Jahr 2010 gemel-
deten Berichtigungen früherer Jahre. Soweit Berichti-
gungen, die im Jahr 2010 gemeldet wurden, bereits bei 
der Ermittlung der Grundbeträge 2009 berücksichtigt 
wurden, werden die Gewerbesteuereinnahmen 2010 
vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Daten-
verarbeitung entsprechend bereinigt.

Berichtigungen von Gewerbesteuereinnahmen, die bei 
der Mitteilung für die Gewerbesteuerumlage 2011 ge-
meldet werden, sind grundsätzlich erst bei der Ermitt-
lung der Gewerbesteuerkraftzahlen für das Jahr 2013 
zu berücksichtigen.

Bei gemeindefreien Gebieten werden die Gewerbesteu-
ergrundbeträge nach den Meldungen über die Gewer-
besteueristeinnahmen für die Vierteljahresstatistik 
2010 ermittelt.

Bei der Ermittlung der Gewerbesteuerkraftzahlen wer-
den – wie bisher – auch die Einnahmen aus der Spiel-
bank-Abgabe mit 50 v. H. berücksichtigt.

3. Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben (Grundsteuer A) und 
von den Grundstücken (Grundsteuer B)

Grundlage für die Berechnung der Grundsteuergrund-
beträge sind die Meldungen für die Vierteljahres-
statistik 2010.

Berichtigungen der Meldungen über Grundsteuerein-
nahmen früherer Jahre, die 2011 gemeldet werden,  
werden grundsätzlich erst bei der Ermittlung der 
Grundsteuerkraftzahlen 2013 berücksichtigt.

Grundsteueraufkommensbeträge des Jahres 2010, die 
erst im Laufe des Jahres 2011 kassenwirksam gewor- 
den sind, brauchen nicht gesondert gemeldet zu  
werden, da diese automatisch in der Vierteljahres-
statistik 2011 erfasst und damit bei der Berechnung der 
Grundsteuerkraftzahlen 2013 berücksichtigt werden.

4. Interkommunale Gewerbegebiete

Bei der Berechnung der Grundsteuerkraftzahl und der 
Gewerbesteuerkraftzahl können von der Ertragshoheit 
abweichende Verteilungsregelungen der an einem 
inter kommunalen Gewerbegebiet beteiligten Gemein-
den unter folgenden Voraussetzungen berücksichtigt 
werden:

a) Die interne Aufteilung des Grundsteueraufkommens 
oder des Gewerbesteueraufkommens zwischen den 
beteiligten Gemeinden eines interkommunalen 
 Gewerbegebietes muss in einem öffentlich-recht-
lichen Vertrag nach Art. 7 des Gesetzes über die 
kommu nale Zusammenarbeit (KommZG) oder in 

1 Für die Folgejahre wird der Termin für die Mitteilung wieder auf  
1. August festgelegt.
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einer Verbandssatzung nach Art. 19 KommZG ver-
bindlich festgelegt sein.

b) Das interkommunale Gewerbegebiet darf sich  
nicht auf Gebiete außerhalb Bayerns erstrecken; 
denn der kommunale Finanzausgleich wirkt nicht 
grenzüberschreitend.

c) Die beteiligten bayerischen Gemeinden eines 
inter kommunalen Gewerbegebietes müssen einen 
gemeinsamen Antrag auf abweichende Realsteuer-
verteilung stellen, an den sie auf die Dauer von fünf 
Jahren gebunden sind. Eine Berücksichtigung ist 
erstmals ab dem auf die Antragstellung folgen-
den Jahr möglich. Rückwirkende Änderungen 
der Steuer kraftzahlen sind ausgeschlossen. Der 
Antrag und die zugrunde liegenden Regelungen, 
Vereinbarungen sowie etwaige Änderungen dieser 
Grundlagen sind bis spätestens 17. Oktober 20112 
beim Bayerischen Landesamt für Statistik und Da-
tenverarbeitung schriftlich vorzulegen, wenn er in 
die Berechnung der Steuerkraft 2012 eingehen soll. 
Auf die Übermittlung kann verzichtet werden, soweit 
der Antrag oder die Unterlagen dem Landesamt für 
Statis tik und Datenverarbeitung bereits vorliegen.

Soweit die Voraussetzungen für die Berücksichtigung 
einer Vereinbarung über eine abweichende Steuer-
verteilung erfüllt sind, sind jährlich die betroffenen 
Realsteueristeinnahmen aus dem interkommunalen 
Gewerbegebiet zu melden. Die beteiligten Gemeinden 
teilen dem Bayerischen Landesamt für Statistik und 
Datenverarbeitung bis zum 17. Oktober 20112 in einem 
gemeinsamen Schreiben die Realsteueristeinnahmen 
aus dem interkommunalen Gewerbegebiet und deren 
Aufteilung auf die beteiligten Gemeinden mit. Bei der 
Gewerbesteuer sind die Beträge zu melden, die in den 
Meldungen für die Berechnung der Gewerbesteuerum-
lage 2010 enthalten sind; bei der Grundsteuer sind es 
die in den Meldungen zur Vierteljahresstatistik 2010 
enthaltenen Beträge.

Anschließend werden die für die Berechnung der Real-
steuerkraftzahlen maßgebenden Grundbeträge der  
beteiligten Gemeinden durch das Bayerische Landes-
amt für Statistik und Datenverarbeitung wie folgt  
korri giert:

Die im interkommunalen Gewerbegebiet vereinnahm-
ten Realsteuern werden anhand des Hebesatzes der 
steuererhebenden Gemeinde auf den Grundbetrag 
herun tergerechnet. Danach wird dieser Grundbetrag 
entsprechend der im öffentlich-rechtlichen Vertrag 
nach Art. 7 KommZG oder in der Verbandssatzung 
nach Art. 19 KommZG festgelegten Anteile der betei-

2 Für die Folgejahre wird der Termin für den Antrag und die Mitteilung 
wieder auf 1. September festgelegt.

ligten bayerischen Gemeinden aufgeteilt. Die sich 
insgesamt für die beteiligten bayerischen Gemeinden 
ergebenden Grundbeträge werden um diese jeweiligen 
Beträge korrigiert. Der für jede Gemeinde korrigierte  
Grundbetrag wird sodann mit dem Nivellierungs- 
hebesatz der jeweiligen Steuerart, beim Gewerbe- 
steuergrundbetrag abzüglich des Vervielfältigers der 
Gewerbesteuer-Umlage, multipliziert. Für die Zurech-
nung ist das Jahr der Vereinnahmung der Real steuern 
aus dem interkommunalen Gewerbegebiet durch die 
steuererhebende Gemeinde maßgeblich. Auf den Zeit-
punkt der Weiterleitung von Steuerbeträgen an die 
übrigen beteiligten Gemeinden kommt es dabei nicht 
an.

5. Behandlung negativer Steuerkraftzahlen

Wenn bei einer Gemeinde im Ermittlungsjahr bei  einer 
Steuerart die Steuerrückzahlungen höher waren als 
die Steuereinnahmen, führt das zu einem negativen 
Grundbetrag und damit zu einer negativen Steuer-
kraftzahl. Wenn diese negative Steuerkraftzahl durch 
die Steuerkraftzahlen aus den anderen Realsteuern, 
der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer nicht 
voll ausgeglichen wird, so geht in die Berechnung der 
Schlüsselzuweisungen die negative Steuerkraftmess-
zahl ein.

Bei der Festsetzung der Kreisumlage ist wie folgt zu 
verfahren:

a) Auf die Steuerkraftzahlen und die anzurechnenden 
Schlüsselzuweisungen sind die jeweiligen Kreisum-
lagesätze anzuwenden. Etwaige negative Be träge 
sind gegen positive Beträge aufzurechnen. Der 
überschießende positive Betrag bildet die von der 
Gemeinde zu entrichtende Kreisumlage.

b) Ergibt sich nach Aufrechnung für die Kreisumlage 
ein negativer Betrag, so ist dieser mit der Kreisum-
lage der Gemeinde im darauffolgenden Haushalts-
jahr zu verrechnen. Durch diese Verrechnung 
 werden Zahlungen der Landkreise an kreisange-
hörige Gemeinden aufgrund negativer Steuerkraft-
zahlen vermieden.

Entsprechendes gilt für die Bezirksumlage.

6. Inkrafttreten und Außerkrafttreten

 Diese Bekanntmachung tritt am 1. September 2011 in 
Kraft; sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer 
Kraft.

Bayerisches 
Staatsministerium 

der Finanzen

Bayerisches 
Staatsministerium 

des Innern

We i g e r t 
Ministerialdirektor

Z i e g l e r 
Ministerialdirigent
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